
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 24.04.2024

Thema Soziale Gruppen
Schlagworte Rassismus
Akteure Keine Einschränkung
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1965 - 01.01.2024

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Benteli, Marianne
Guignard, Sophie
Käppeli, Anita
Mosimann, Andrea
Pasquier, Emilia

Bevorzugte Zitierweise

Benteli, Marianne; Guignard, Sophie; Käppeli, Anita; Mosimann, Andrea; Pasquier, Emilia
2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik: Soziale Gruppen, Rassismus, 1990 -
2016. Bern: Année Politique Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern.
www.anneepolitique.swiss, abgerufen am 24.04.2024.

01.01.65 - 01.01.24ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Sozialpolitik
1Soziale Gruppen

1Migrationspolitik

5Asylpolitik

5Kinder- und Jugendpolitik

01.01.65 - 01.01.24 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
UNO Organisation der Vereinten Nationen
BFS Bundesamt für Statistik
ERK Eidgenössische Kommission gegen Rassismus
BFF Bundesamt für Flüchtlinge (-2005) 

heute: Staatssekretariat für Migration (SEM)
SAJV Schweizerische Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände
EKJ Eidgenössische Kommission für Jugendfragen
CNG Christlichnationaler Gewerkschaftsbund (Vorgänger von Travail.suisse)

DFJP Département fédéral de justice et police
ONU Organisation des Nations unies
OFS Office fédéral de la statistique
CFR Commission fédérale contre le racisme
ODR Office fédéral des réfugiés (-2005) 

aujourd'hui: Secrétariat d’Etat aux migrations (SEM)

CSAJ Conseil Suisse des Activiés de Jeunesse
CFJ Commission fédérale pour la jeunesse
CSC Confédération des syndicats chrétiens de Suisse (Prédécesseur de

Travail.suisse)

01.01.65 - 01.01.24 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Angesichts der fremdenfeindlichen Tendenzen, die sich primär in verbalen, nicht selten
aber auch in handgreiflichen Übergriffen auf Flüchtlingsunterkünfte oder einzelne
Asylbewerber äusserten, begann das Bundesamt für Flüchtlinge (BFF) Ende Jahr, die
Opportunität einer landesweiten Anti-Rassismus-Kampagne abzuklären. Das Zuger
Stadtparlament ging hier bereits voran und überwies, gegen den Willen der
Stadtregierung, eine Motion der Sozialistisch-Grünen Alternative, welche die
Durchführung einer Informationskampagne verlangte mit dem Ziel, den Fremdenhass
abzubauen und Einheimische, Immigrantinnen und Immigranten sowie Asylsuchende
einander näherzubringen. In die gleiche Richtung zielte auch die Kampagne der
Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände (SAJV), die unter dem Motto
"Mach mit! Gib dem Rassismus keine Chance!" Jugendliche und Erwachsene aufrief,
sich in ihrem Umfeld für eine Gesellschaft einzusetzen, die alle Menschen achtet. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.03.1990
MARIANNE BENTELI

Umfragen belegten, dass sich das Klima in der Schweiz gegenüber AusländerInnen in
den letzten Jahren markant verschlechtert hat. Über 90% der Befragten vertraten die
Ansicht, der Ausländeranteil dürfe nicht mehr weiter ansteigen. Während 1980 noch 61
% die Anwesenheit der Ausländer als eher positiv erlebten, waren es im Berichtsjahr
nur noch 41%. Deutschschweizer, ältere Menschen und Jugendliche erwiesen sich als
besonders wenig offen für Menschen aus anderen Kulturkreisen. 61% – gegenüber 53%
im Vorjahr – erachteten die Anzahl der Asylbewerber als untragbar, wobei hier
Personen zwischen 55 und 74 Jahren und Arbeiter besonders empfindlich reagierten. n
einer weiteren Umfrage zeigte sich, dass 42% der befragten Personen die Anzahl der in
der Schweiz lebenden Flüchtlinge überschätzte. Ausserdem kam eine Studie der
Universität Zürich zum Schluss, dass steigende Ausländerzahlen weder ein notwendiger
noch ein hinreichender Erklärungsgrund für Fremdenfeindlichkeit sind, und dass
vielmehr die periodisch wiederkehrenden Identitätskrisen moderner Gesellschaften zu
Phasen von Überfremdungsängsten führen 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.04.1990
MARIANNE BENTELI

Die lauten fremdenfeindlichen Töne verdeckten etwas die Sicht darauf, dass sich auch
immer mehr Schweizer mit den Flüchtlingen solidarisieren. In mehreren Ortschaften
und Kantonen entstanden Gruppen, die sich — zum Teil mit Erfolg — gegen die
Ausschaffung von Einzelpersonen oder Familien zur Wehr setzten. So begründeten etwa
zwei Frauen im Kanton Bern ihren Entschluss, einem abgewiesenen Kurdenehepaar
Unterschlupf zu gewähren, mit Widerstand gegen Willkür — und wurden vor Gericht
freigesprochen. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.06.1990
MARIANNE BENTELI

Trotz steigender Fremdenfeindlichkeit kam die von einer Splittergruppe der SD
lancierte Volksinitiative "gegen die Masseneinwanderung von Ausländern und
Asylanten" nicht zustande. Den Hauptgrund sahen die Initianten in der abwartenden
bis ablehnenden Haltung ihrer Partei, welche anfangs Jahr eine eigene Volksinitiative
"für eine vernünftige Asylpolitik" lancierte. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 12.01.1991
MARIANNE BENTELI

Unterschiedlicher Erfolg war einer Anti-Rassismus-Kampagne der Schweizerischen
Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände (SAJV) beschieden. Während die unter dem
Motto "Gib dem Rassismus keine Chance" durchgeführten Anlässe auf reges Interesse
stiessen, harzte es bei der Unterschriftensammlung für eine entsprechende Petition.
Die Eidgenössische Kommission für Jugendfragen (EKJ), welche in ihrem ersten
Teilbericht zur Situation der Jugendlichen in der Schweiz unter anderem den Rassismus
untersuchte, kam zum Schluss, dass für verunsicherte Jugendliche das rechtsextreme
Angebot mit seinen einfachen Erklärungen politischer Vorgänge sehr attraktiv sein kann.
Die Vermittlung negativ formulierter Werte (Antirassismus) genügt hier nach Ansicht der
EKJ nicht mehr, nötig wären neben verbesserter Information vielmehr positive Ansätze,
so etwa der alltägliche Umgang mit Demokratie, gelebter Solidarität und Toleranz. Die

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.08.1991
MARIANNE BENTELI
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EKJ regte deshalb die Durchführung einer Rassismuspräventionskampagne an, die
ähnlich breit angelegt sein müsste wie jene zum Thema Aids. 5

Nach einer Serie von Anschlägen auf Asylbewerberunterkünfte verurteilte der
Vorsteher des EJPD im Namen des Bundesrates diese kriminellen Handlungen und
erklärte, dass er mit grosser Sorge die zunehmende Gewalt gegen Asylbewerber
verfolge. Da er aber gleichzeitig erklärte, Verständnis für das Unbehagen zu haben, das
die zunehmende Immigration in der Bevölkerung auslöse, musste er sich – wie viele
andere Behördenmitglieder und Politiker – vorwerfen lassen, mit der immer wieder
praktizierten Unterscheidung zwischen "echten" und "unechten" Flüchtlingen und der
Schaffung des Begriffs der "Wirtschaftsflüchtlinge" Öl ins Feuer zu giessen und so bei
aller humanitärer Beteuerungen mitverantwortlich für den zunehmenden Fremdenhass
zu sein. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.08.1991
MARIANNE BENTELI

Die SVP des Kantons Zürichs beschloss ebenfalls, eine eidgenössische Volksinitiative
gegen die illegale Einwanderung zu lancieren. Danach soll auf Asylgesuche von illegal
Eingereisten – zur Zeit rund 90% – nicht eingetreten werden; Asylbewerber sollen
zudem kein Geld mehr in ihre Heimat schicken dürfen. Der Vorstoss wurde damit
begründet, dass Bundesrat und Parlament offensichtlich nicht im Stande seien, gegen
den zunehmenden Asylmissbrauch einzuschreiten. Vor allem die Bündner SVP
distanzierte sich von der Initiative ihrer Zürcher Parteikollegen Die Zürcher brachten
damit die nationale Partei in Zugzwang; anfangs November kündigte der SVP-
Zentralvorstand an, er werde der Delegiertenversammlung vom Januar 1992 eine
modifizierte, für alle Kantonalsektionen akzeptable Initiative vorlegen. 7

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.11.1991
MARIANNE BENTELI

Die Gewalt gegen Asylsuchende hat in den letzten vier Jahren massiv zugenommen.
Von 1989 bis 1991 registrierte die Bundesanwaltschaft über 200 fremdenfeindliche oder
vermutlich xenophob motivierte Gewalttaten, 90 allein 1991. Dabei handelte es sich in
erster Linie um Übergriffe auf Asylunterkünfte (fast die Hälfte der Fälle). Die meisten
von ihnen blieben unaufgeklärt. Aber auch dort, wo es zu keiner direkten
Gewaltanwendung kommt, fühlen sich die Asylsuchenden und ihre Betreuer in
zunehmendem Mass verängstigt und bedroht. 8

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.12.1991
MARIANNE BENTELI

Aus Anlass des internationalen Tags der UNO gegen Rassismus demonstrierten rund
6000 Menschen in Bern gegen die zunehmende Fremdenfeindlichkeit in der Schweiz.
Dazu aufgerufen hatten unter anderem die Schweizerische Flüchtlingshilfe, die drei
Landeskirchen, zahlreiche Hilfswerke, asyl- und entwicklungspolitische Organisationen,
die grossen gewerkschaftlichen Dachverbände (SBG und CNG), der Schweizerische
Friedensrat, die politischen Parteien CVP, LdU, SP, GP und GB sowie die Schweizerische
Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände (SAJV). Letztere war auch die treibende Kraft
bei der Gründung eines "Forums gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit", dessen
Plattform in einem ersten Schritt von knapp 30 Organisationen unterzeichnet wurde. 9

ANDERES
DATUM: 23.03.1992
MARIANNE BENTELI

Wie die Wiederholung einer 1989 durchgeführten Umfrage ergab, stossen die
Ausländer in der Schweiz auf wachsende Ablehnung. Vorwiegend aus wirtschaftlichen
Gründen sprach sich eine (tendenziell abnehmende) Mehrheit zwar nach wie vor für die
Anwesenheit von Ausländern in der Schweiz aus. Dennoch waren zwei Drittel mit der
Aussage einverstanden, neu zuziehende Ausländer sollten nur noch in Ausnahmefällen
Arbeitsbewilligungen erhalten (1989: 57%). Gewachsen ist auch der Ruf nach Politikern,
die Überfremdungsängste thematisieren (68% gegenüber 56%). Trotzdem hat die
Sympathie für Parteien, die klar gegen Überfremdung Stellung nehmen, seit 1989 nur
gerade um 3% zugenommen. Noch deutlicher fielen die neuesten Ergebnisse einer seit
1974 periodisch durchgeführten Umfrage aus. Sie zeigten, dass sich das Misstrauen
gegenüber Ausländern in den letzten Jahren deutlich verstärkt hat. 38% der Befragten
— 8% mehr als 1990 — beurteilten die Rolle der Ausländer als negativ, nur gerade noch
35% (1979: 63%!) waren Ausländern gegenüber wohlwollend eingestellt. Bei den 12%,
welche die Anwesenheit von Ausländern als sehr negativ einstuften, glaubten die
Autoren der Studie einen eigentlichen Fremdenhass ausmachen zu können. Eine dritte
Umfrage schliesslich wies eine praktische Verdoppelung von 14 auf 27% innert
Jahresfrist jenes Personenkreises nach, der Verständnis für Gewalttaten gegen

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.04.1992
MARIANNE BENTELI
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Asylsuchende zeigt. 10

In seinem Extremismusbericht vertrat der Bundesrat die Auffassung, die
"Alltagstheorie", wonach eine Zunahme des Ausländerbestandes mehr Fremdenhass
nach sich zieht, sei nicht stichhaltig. Vordergründig seien es der Arbeitsplatz, der
Wohnraum oder überhaupt der Wohlstand, die bedroht erschienen. Im Kern aber
würden die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung und die damit
verbundenen Umwälzungen der modernen Gesellschaft die Bürgerinnen und Bürger
verunsichern. Der Fremde werde so zum "Sündenbock für eine schwelende soziale und
geistige Krise“.
Auf der anderen Seite sah der Bundesrat aber auch einen direkten Zusammenhang
zwischen der Fremdenfeindlichkeit und dem "unbewältigten Immigrationsproblem".
Die Schnelligkeit, mit der sich die Bevölkerung durchmische und sich in Richtung einer
multikulturellen Gesellschaft bewege, sei für viele Bürgerinnen und Bürger schwer zu
verkraften. Die Regierung erklärte sich bereit, zur Verhinderung und Ahndung von
fremdenfeindlich motivierten Übergriffen die Strafnormen weiter auszubauen. Als
ebenso wichtig erachtete der Bundesrat jedoch die Erziehung zur Toleranz und die
Fähigkeit zu einer geistig-politischen Auseinandersetzung. Er kündigte die Schaffung
einer Eidgenössischen Kommission gegen den Rassismus an, die ein Massnahmenpaket
gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit erarbeiten soll. 11

BERICHT
DATUM: 24.04.1992
MARIANNE BENTELI

Unter dem Eindruck rassistischer und fremdenfeindlicher Erscheinungen wurde eine
parlamentarische Gruppe gegründet, die zu einem offenen Verhalten gegenüber
religiösen und ethnischen Minderheiten in der Schweiz beitragen, Angste und
Aggressionen abbauen helfen und durch Information einen Beitrag zur Festigung
humanitärer Werte in der Schweiz leisten will. Den Initianten Zimmerli (svp, BE),
Grendelmeier (ldu, ZH), Couchepin (fdp, VS) und Loeb (fdp, BE) schlossen sich in der
Folge 86 weitere Parlamentarierinnen und Parlamentarier an. Die Gruppe wird von der
Luzerner CVP-Nationalrätin Dormann präsidiert. Im Vorstand sind Parlamentarier der
FDP, SP, SVP, LP sowie des LdU und der Grünen. 12

ANDERES
DATUM: 19.06.1992
MARIANNE BENTELI

Der Sonderberichterstatter der UNO zur Bekämpfung des Rassismus hatte die
Verhältnisse in der Schweiz im Januar 2006 einer Evaluation unterzogen. In seinem
2007 publizierten Bericht kritisierte er, Gesetzgebung und Politik würden Fragen der
Einwanderung und des Asyls einseitig unter dem Sicherheitsaspekt behandeln.
Insbesondere sei das „Leitmotiv des ausländischen Kriminellen“ bei zahlreichen
Abstimmungen immer wieder aufgenommen, in politischen Reden betont und von
manchen Medien verstärkt worden. Dadurch werde es in der kollektiven Gesinnung je
länger je mehr bestimmend. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.03.2007
MARIANNE BENTELI

Die beiden UNO-Sonderberichterstatter für Rassismus resp. für die Rechte der
Migrantinnen und Migranten äusserten sich in einem Schreiben an den Bundesrat
besorgt über die Kampagne der SVP zur Ausschaffungsinitiative und zu den dabei
verwendeten Plakaten. In seiner Antwort hielt der Bundesrat fest, dass die freie
Meinungsäusserung in einer demokratischen Gesellschaft, insbesondere im Rahmen
politischer Debatten zu schützen sei. Er brachte seinen festen Willen zum Ausdruck, in
der Schweiz keinerlei Form des Rassismus zu dulden, wies jedoch darauf hin, dass in
einem Rechtsstaat die Beurteilung der Frage, ob öffentliche Verlautbarungen unter die
Antirassismus-Strafnorm fallen, grundsätzlich Sache der Justiz und nicht der
politischen Behörden sei. (Zu den Bestrebungen zur Abschaffung oder Einschränkung
der Antirassismus-Strafnorm siehe hier). 14

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 13.09.2007
MARIANNE BENTELI

Die 2007 von der SD lancierte Volksinitiative für eine Abschaffung des
Antirassismusgesetzes kam nicht zustande. Die nur von der Freiheitspartei und der
PNOS, nicht aber von der SVP unterstützte SD vermochte nicht genügend
Unterschriften zu sammeln. In der Frühjahrssession lehnte der Nationalrat auch eine
parlamentarische Initiative Hess (sd, BE) zur ersatzlosen Streichung der
Rassismusstrafnorm ab. 15

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.02.2009
ANDREA MOSIMANN
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Mit einer Ergänzung des schweizerischen Strafgesetzbuches und des
Militärstrafgesetzes möchte der Bundesrat die öffentliche Verwendung, Verbreitung,
Herstellung und Lagerung sowie die Ein- und Ausfuhr von rassistischen Symbolen unter
Strafe stellen. Im Juli schickte er einen entsprechenden Entwurf in die Vernehmlassung.
Als rassistisch gelten nach den geplanten Bestimmungen insbesondere Symbole des
Nationalsozialismus wie beispielsweise Fahnen mit Hakenkreuz oder „Heil Hitler!“-
Parolen, darüber hinaus aber auch Abwandlungen nationalsozialistischer Symbole, die
in rechtsextremen Kreisen geläufig sind und als Ersatz verwendet werden.
Die Vorschläge des Bundesrats stiessen in der Konsultation auf breiten Widerstand. Die
Demokratischen Juristinnen und Juristen Schweiz verlangten vom Bundesrat, auf die
geplanten Änderungen zu verzichten. Die Konferenz der Strafverfolgungsbehörden der
Schweiz gab zu bedenken, die vorgesehenen Bestimmungen seien nur schwer
anzuwenden. Ebenfalls abgelehnt wurde die Verschärfung der Rassismusstrafnorm von
der FDP, der SVP und den Grünen, während sich CVP und SP nicht zur Vorlage
äusserten. 16

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 02.07.2009
ANDREA MOSIMANN

Der Bundesrat verzichtete darauf, dem Parlament eine Ergänzung des
Strafgesetzbuches vorzulegen, die jede öffentliche Verwendung rassistischer Symbole
strafbar machen würde. Der Entwurf war in der Vernehmlassung auf Widerstand
gestossen. Etliche Teilnehmer gaben zu bedenken, dass es bei der Anwendung, speziell
etwa bei der Auslegung von Begriffen, zu Schwierigkeiten käme. Sie bemängelten, die
Ausdrücke „rassistische Symbole, insbesondere des Nationalsozialismus oder
Abwandlungen davon“ seien zu wenig bestimmt. Diese Einwände mit Blick auf die Praxis
scheinen für das Justiz- und Polizeidepartement massgeblich gewesen zu sein, um von
der geplanten Gesetzesänderung abzusehen. Die Rassismuskommission und die
Stiftung gegen Rassismus bedauerten diesen Entscheid. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.07.2010
ANDREA MOSIMANN

Der Bundesrat ernannte Nationalrätin Martine Brunschwig Graf (fdp, GE) zur neuen
Präsidentin der eidgenössischen Kommission gegen Rassismus. Sie löst per Anfang
2012 Georg Kreis ab, welcher die Kommission während sechzehn Jahren präsidierte. 18

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.11.2011
ANITA KÄPPELI

Après opposition, le Conseil national a transmis un postulat Naef (ps, ZH) par 109 voix
contre 82. Ce dernier demande un rapport sur le droit à la protection contre la
discrimination. Plus particulièrement, le motionnaire souhaite un examen de l’étendue
de ce droit, des potentiels obstacles à sa mise en œuvre, des avantages et
inconvénients, ainsi qu’une étude des instruments juridiques à disposition pour faire
respecter ce droit. 19

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
EMILIA PASQUIER

Une étude commandée par la commission fédérale contre le racisme a mis en lumière
les stéréotypes négatifs et les généralisations abusives dont souffrent les Roms dans les
médias suisses. 20

ANDERES
DATUM: 06.12.2013
EMILIA PASQUIER

L'Initiative populaire pour le renvoi des criminels de sexe masculin a échoué en mai
2016 au stade de la récolte de signatures. Lancée par un comité intitulé "Männer raus!"
(les hommes dehors!), l'initiative offrait un contre-pied volontaire à l'initiative pour le
renvoi des criminels étrangers de l'UDC, dont le texte est repris quasiment à la lettre. Le
comité veut ainsi démontrer le caractère raciste caché de l'initiative UDC qui désigne
comme coupables les hommes étrangers alors que ce sont les hommes dans leur
ensemble qui commettent l'immense majorité des délits en Suisse, comme le dit le
texte de l'initiative Männer raus!, statistiques de l'OFS à l'appui. L'échec de la récolte
de signatures n'est pas reconnu comme tel par Christian Müller, membre du comité
d'initiative, qui déclare à la NZZ avoir avant tout voulu créer le débat et dénoncer le
racisme, le rôle violent des hommes et les stratégies populistes de l'UDC, selon ses
termes. Le comité ne bénéficiant pas des moyens nécessaires pour lancer une initiative
populaire et mener une campagne, la publication du texte dans la feuille fédérale était
déjà un but en soi. 21

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.05.2016
SOPHIE GUIGNARD
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Asylpolitik

Ende Dezember lebten 28 787 Ausländerinnen und Ausländer als anerkannte Flüchtlinge
in der Schweiz. 35 836 neue Asylgesuche wurden im Lauf des Berichtsjahres
eingereicht, was gegenüber 1989 einer Zunahme um 47% entspricht. Zusammen mit
den Pendenzen, den humanitären und anderen Bewilligungen sowie der Dunkelziffer
der nach einem negativen Entscheid untergetauchten Asylbewerber ergibt sich so ein
Bestand von knapp 100 000 Personen. Dies entspricht nur gerade rund 1,5% der
gesamten Wohnbevölkerung, was jedoch für eine steigende Anzahl von Schweizerinnen
und Schweizern bereits zuviel ist; immer deutlicher macht sich eine "Boot ist voll"-
Mentalität bemerkbar. Siehe Umfrage zur Fremdenfeindlichkeit. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.01.1991
MARIANNE BENTELI

Kinder- und Jugendpolitik

Die Schweiz beteiligte sich aktiv an der Jugendkampagne des Europarates gegen
Rassismus. Herzstück der knapp einjährigen Veranstaltungsreihe mit dem Titel "alle
anders - alle gleich" waren die von jungen Leuten realisierten Projekte, die vom
Kinowerbespot über ein Spielhappening bis zur Theaterproduktion reichten. Für die
Finanzierung stellte der Bund einen Fonds von 1,2 Mio Fr. zur Verfügung. Das vom
Bundesrat mandatierte nationale Organisationskomitee unter dem Co-Präsidium von
Nationalrat François Loeb (fdp, BE) registrierte rund 1000 Gesuche und unterstützte 56
Projekte mit Beiträgen, wobei es Ziel der Kampagne war, die Botschaft der Toleranz
mittels Sport, Musik und Literatur möglichst spielerisch zu verbreiten, damit sich auch
bisher kaum politisierte Jugendliche angesprochen fühlen konnten. 23

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 29.05.1995
MARIANNE BENTELI
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